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Lobbyregister
für die Interessenvertretung gegenüber dem 
Deutschen Bundestag und der Bundesregierung

Detailansicht des Regelungsvorhabens

Änderung des Asylgesetzes zur Anerkennung
psychotherapeutischer Stellungnahmen im Asylverfahren

Aktuell seit 15.08.2025 15:45:35

Angegeben von:
Bundesweite Arbeitsgemeinschaft der Psychosozialen Zentren für Flüchtlinge und Folteropfer 

am 28.06.2024 (BAfF) e.V. (R002597)

Beschreibung:
Ziel ist, die gesetzlichen Regelungen im Asylgesetz so zu ändern, dass psychotherapeutische 

Atteste und Stellungnahmen wieder als qualifizierte Beweismittel im Asylverfahren anerkannt 

werden. Seit den Änderungen von 2016 und 2019 ist dies weitgehend ausgeschlossen, was die 

Berücksichtigung psychischer Erkrankungen bei der Entscheidung über Schutzstatus und 

Abschiebungsschutz erheblich einschränkt.

Betroffene Interessenbereiche (2)

 Asyl und Flüchtlingsschutz [alle RV hierzu]

 Menschenrechte [alle RV hierzu]

Betroffene Bundesgesetze (1)

 AsylVfG 1992 [alle RV hierzu]
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